
Wissenschaftsrat

Pressemitteiiung

1/93 Köln, 26.Januar 1993

10 Thesen des Wissenschaftsrates zur Hochschulpoiitik 

Gezielte Impulse für überfällige Hochschulreform

her Wissenschaftsrat hat soeben ”10 Thesen zur Hbcftschul* 

Politik.” verabschiedet. . •

Im Wissenschaftsrat kommen vom Bundespräsidenten ernannte 

Repräsentanten aus Wissenschaft und öffentlichem Leben mit 

den Wissenschaftsministern von Bund und Xändern Zusammen, 

um die Regierungen in allen Fragen der Hochschule und For

schungspolitik zu beraten. Mit den 10 Thesen, die sich 

auch an die Hochschulen richten, will der Wissehschaftsrat 

gezielt Impulse für den weiteren Ausbau und die überfällige 

Reform der Hochschulen geben. ”Die Gesellschaft ist besorgt 

über länge Studienzeiten, häufigen Studienfachwechsel und 

immer mehr Studienabbrecher. Die Studenten sind unzufrieden
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mit den Bedingungen der Hassenhochschule und beklagen eine 

jVernachlässigung der Lehre, wir können nicht so weiterma-

|chen wie bisher und einfach die Augen verschließen vor der
I ” i :
jüberlast, ider schleichenden Auszehrung der Infrastruktur 

(unserer Hochschulen und der drohenden Erosion der Qualität 

jin Forschung und Lehre. Es muß Schluß sein mit dem Schwär- 

jzer-Peter-jSiiiel, bei dem die Hochschulen vom Staat mehr 

l,Geld fordeirn, der seinerseits von den Hochschulen zuerst 

jstrukturr eiformen verlangt. Die Reformblockade wird auf dem

der; Studenten ausgetragen, ”• so der scheidende(Rücken

j/örsitzendh 'des Wissenschaftsrates, Professor Simon, auf 

einer Pressekonferenz in Bonn.

kit den 10;Thesen legt der Wissenschaftsrat ein Gesamt- 

Konzept zui Strukturreforro des Hochschulsystems vor. Die 

Nichtigsten Vorschläge des Bündels aufeinander abgestimmter 

Maßnahmen Sihd:f • I i
I j • • ■

Grundlage <ker Hochschul Zulassung soll weiterhin die Hoch-

j schulzugslngsberechtigung bleiben. Bei den Auswahlent- 

j scheidunglen in zulassungsbeschränkten Studiengängen sol- 

j len Leistwrigskriterien ein stärkeres Gewicht erhalten. In 

j geeignete^ .Studiengängen mit Numerus clausus sollen die 

Hochschulen die Möglichkeit erhalten, die Bewerber nach 

studiengahcjsspezifischen Anforderungen auszuwählen.

- Die Fachhochschulen sollen gezielt ausgebaut werden und 

! ihr FächeKspektrum erweitern. Vorgeschlagen werden unter 

anderem Studiengänge für angewandte Naturwissenschaften, 

Rechtswissenschaft, Sprachen kombiniert mit Landeskunde 

und Wirtschaftswissenschaften sowie neuartige FH-Studien- 

gänge fürjnichtärztliche Gesundheitsberufe.

! ‘ |
Die Studiengänge der Verwaltungsfachhochschulen sollen 

über den Bedarf des öffentlichen Dienstes hinaus für wei 

tere Bewerber geöffnet werden. Diese bislang ressortin

ternen Hochschulen sollen in das allgemeine Hochschulwe

sen überfüllt werden. In geeigneten Fächern sollen spezi 

fische Teijl^eitstudiengänge für Studenten angeboten wer



den, die Berufsausbildung oder Berufstätigkeit mit einem 

Studium miteinander kombinieren wollen. Ein Modell sind 

die Berufsintegrierenden Studiengänge an Fachhochschulen, 

die gezielt ausgebaut werden sollen.
\ * I ; . % §

- An den Universitäten soll das Studienangebot in zwei Pha

sen strukturiert werden. Eine verschlänkte eiste Phase

soll in einer Planstudienzeit von acht bis neun 5e- .;

mestern, in Ausnahmefällen in zehn Semestern studierbar 

Sein und mit dem Diplom, dem Magister oder dem- Staats

examen abschließen. In der nachfolgenden zweiten Phase 

des Universitätsstudiums soll der wissenschaftliche Nach

wuchs für Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft durch; 

aktive Beteiligung der Graduierten an der Forschung aus- 

gebildet werden. Diese zweite Phase soll mit der'Promo

tion abschließen. " •. |- J':;; 1; .

- Für die Studenten des ersten bis vierten Semesters sollen *

begleitend zu den Vorlesungen vermehrt Tutorien abgehoben 

werden. Zur Behebung von Engpässen im'Lehrbetrieb sollen 

vermehrt Lehrbeauftragte beschäftigt werden., Außerdem 

sollen zusätzliche Lehraufträge an Professoren, und As

sistenten vergeben werden, die hierfür Überstundenver

gütungen erhalten sollen. Frühestens nach dem zweiten ? 

und spätestens nach dem vierten Semester sollen alle Stu

denten eine Zwischenprüfung ablegen. - ■

- Die Fachbereiche sollen auf die Studierbarkeit! der Stu- :

dienordnungen verpflichtet werden. Studieninhalte' und 

-Organisation sollen ebenso wie die Zahl der Prüfungs- 

leistungen und die Anforderungen an die Examensarbeit auf 

die Planstudienzeit abgestimmt werden. Wenn die Studien

organisatorischen Bedingungen ein Studium in der Planstu

dienzeit gewährleisten, kommen bei Überschreitung der ; ' 

Planstudienzeit um zwei Semester Studiengebühten in Be- ; 

tracht. Für ein Zweitstudium soll die Einführung von Stu- 

diengebühren geprüft werden. • %■

- Zur Begleitung der Forschungsarbeit der Graduierten sol-j; • t |
; ; . • • . . . ' ■Vf ■,
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j len die ijaihbereiche ein strukturiertes Graduiertenstu- 

: dium ar.bijeten, das teilweise durch Verlagerung aus den 

heutigen Diplom- und Magisterstudiengängen, teilweise 

durch neuls; dem Graduiertenstudium angemessene Kurse, Se

minare unk Kolloquien entsteht. Das von der Deutschen 

Forschungsgemeinschaft durchgeführte Programm zur För

derung vok 'Graduiertenkollegs soll von bisher 200 auf 600 

Graduiertinkollegs aufgestockt werden. Fachbereiche, die 

ein Graduiertenkolleg einrichten, sollen sich zur Reform 

des Studiums verpflichten. Die jeweils auf Zeit einge

richteten jGtaduiertenkollegs sollen nur dann verlängert 

werden, wink die Planstudienzeit für die erste Phase des 

lUniversititsstudiums und die Drei-Jahres-Frist für das
I ‘

iGraduiertdnstudium eingehalten werden.
1 ! :
: i ;

- ]Zur Information der Öffentlichkeit sollen die Fach

bereiche regelmäßig Lehrberichte mit den wichtigsten
1 |

Istatistiscnön Daten über die Bedingungen und Leistungen 

in der Lehke vorlegen. Dazu gehören auch Ergebnisse der 

Bewertung ker Studienziele, der Studienorganisation und 

der Lehre <Su|rch die Studenten und Absolventen.

1 i :
- Die hochschulinterne Evaluation soll durch eine hoch- 

Schulexterne- Evaluation durch einen beim Wissenschaftsrat
• l '
eingerichteten ''Ausschuß Lehre" aus Mitgliedern des Wis- 

^enschaftsijates und Sachverständigen aus Hochschulen und 

Berufspraxis ergänzt werden. Als besonders dringlich wird 

die Evaluatlion der inzwischen in großer Zahl an Universi

täten und Fjaöhhochschulen eingerichteten Aufbaustudien- 

^änge eingejschätzt, die die Gesamtstudienzeit verlängern
i (
und Ressourcen binden.

Die Stellung der Hochschulleitungen und der Dekane soll 

djurch längere Amtszeiten, attraktive Amtszulagen, mehr 

Kompetenzenjbei der Mittelvergabe und eine angemessene 

Personalausstattung der Dekanate gestärkt werden. Die De- 

kkne sollen für die Organisation der Lehre und der Prü

fungen, die Prüfungsämter, die Lehrberichte und die Stu

dienberatung zuständig sein.


